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Vorbemerkung

Dieser Tage (gemeint: November 1995) jahrt sich zum 50. Male ein Geschehen, an das
seinerzeit in Ost und West viele Hoffnungen geknlpft waren. Das Internationale
Militartribunal, das am 18.10.1945 mit der Er6ffnungssitzung im Gebaude des Alliierten
Kontrollrats in Berlin seine Tatigkeit begann, sollte nicht nur Uber die GréRen des NS-
Regimes zu Gericht sitzen. Das Verfahren und die Urteile, die am 1.10.1946 in Nurnberg
gefallt wurden, sollten im Zeichen der Friedenssicherung stehen und in Zukunft
Angriffskriegen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit vorbeugen. Man wollte "eine Art
kategorischen Imperativ fur das politische Verhalten des Einzelnen" normieren - so Do6nitz
Verteidiger Kranzbuhler - und hoffte auf "ein Jahrhundert gerechten Friedens, aufgebaut auf
der Macht des Rechts" - so der spatere US-Prasident Eisenhower.

Dal3 vieles von dem, was man von dem Nurnberger Verfahren erwartet hatte, sich schon
wenig spater als lllusion erwies, ist hinreichend bekannt. Aber gerade deshalb, weil vieles
redliche Bemuhen weitgehend vergeblich war, und angesichts der Erwartungen, die man
heutzutage in die Tatigkeit internationaler Tribunale setzen zu dirfen meint, lohnt sich der
Blick zuriick auf ein Geschehen, welches das Vélkerrecht als - solches zwar ein wenig
"weitergebracht”, das Miteinander der Volker aber keineswegs friedvoller gemacht hat.

"Fur Deutschland und Europa ist dieser Urteilsspruch der Abschluld einer historischen
Epoche, in der sich alles noch einmal konzentriert zu haben scheint, was die menschliche
Geschichte an Grausamkeit, Gewalttaten und Elend hervorgebracht hat. Zugleich aber hat
das Gericht wesentlich dazu beigetragen, daf? Vergangenes fiir immer vergangen bleibt und
sich nicht wiederholen soll. Hier geschieht etwas, was nicht nur die Vergangenheit betrifft,
sondern auch die Zukunft, und deshalb ist die Flhrung dieses Prozesses und insbesondere
das Urteil von historischer Bedeutung fiir die ganze Welt. Jetzt ist durch ein internationales
Gerichtsverfahren und ein autoritatives Urteil festgelegt worden, dal3 Recht auch im Leben
der Vélker Recht bleibt, damit im Leben der Vélker Sicherheit und Frieden bewahrt bleiben".*
Bis es freilich zum Urteilsspruch am 1.10.1946 kam, war fir die Organisatoren des
Internationalen Militértribunals (IMT) und die Gerichtsdelegationen der Vier Grof3en - USA,
UdSSR, Grol3britannien und Frankreich - ein langer und beschwerlicher Weg zurtickzulegen.
In der europédischen Geschichte und im Vdlkerrecht war ein Prozel3 gegen die fihrenden
Manner des Verlierers eines Krieges - Militars, Politiker und Wirtschaftsfihrer - ein novum.

Ein Blick zuriick in die Geschichte

Am Ende des Dreif3igjahrigen Krieges wurde in Art. I, XVI und XVII des Teilfriedens zu
Osnabriick (1648/ 49) eine allgemeine Amnestie verkiindet, allerdings verbunden mit der
Warnung, daR jeder kiinftige Friedensstorer der Strafe verfalle.? Ahnlich hielt man es in Art. 2
des Stockholmer Friedensvertrages zwischen Schweden und PreuRRen von 1720,° der nach
der Erklarung einer wechselseitigen Amnestie mit den Worten schlief3t: "... das alles soll
hiermit todt und ab seyn". Napoleon, der mit seinen Kriegen ganz Europa Uberzogen hatte,
wurde 1815 zwar nach St. Helena im Sidatlantik verbannt; ein Proze3 wegen der
verheerenden Folgen seiner imperialistischen Politik fir den européischen Kontinent wurde
ihm aber nicht gemacht.



Noch das IV. Haager Ubereinkommen von 1907 ging von der alleinigen
volkerrechtlichen Verantwortlichkeit der Staaten als Volkerrechtssubjekte flr
Kriegsverbrechen aus; es begriindete aber deren Verpflichtung, Kriegsverbrecher aus
ihren eigenen Reihen zu bestrafen.*

Erst mit Beendigung des 1. Weltkrieges andert sich das Bild: Die Entente-Machte verlangen
die Auslieferung von 901 Deutschen zur Aburteilung wegen Kriegsverbrechen durch einen
von finf Staaten (USA, GrolRbritannien, Frankreich, Italien und Japan) zu bildenden
besonderen Gerichtshof, der dem damals neu geschaffenen Volkerbund angegliedert
werden sollte. Im Vertrag von Versailles vom 28.6.1919° wird der deutsche Kaiser Wilhelm
Il wegen "schwerster Verletzung des internationalen Sittengesetzes und der Heiligkeit der
Vertrage" unter offentliche Anklage gestellt (Art. 227). Uberdies wird in Art. 228 ff das
Deutsche Reich verpflichtet, in die Bestrafung deutscher Kriegsverbrecher einzuwilligen
und diese auszuliefern. So weit kommt es freilich nicht. Aufgrund Reichsgesetzen vom
18.12.1919 ® und vom 24.3.1920 ' werden 1744 Ermittlungsverfahren wegen
Kriegsverbrechen eingeleitet. 13 Verfahren fihren zur Anklage vor dem Reichsgericht in
Leipzig. Die Zahl der Verurteilungen und der Freispriiche halt sich in etwa die Waage.
Dieses Ergebnis, die durchweg geringen Strafen und deren laxer Vollzug fihren zwar zu
Protesten der Entente-Machte. Dabei bleibt es aber.

Erste Schritte zur Schaffung eines IMT wéhrend des 2. Weltkriegs

Am 1.9.1939 greift Hitlers Wehrmacht Polen an. Der damit entfachte 2. Weltkrieg gewinnt mit
dem uberraschenden Uberfall der deutschen Armeen, auf die bis dahin verbiindete Sowjet-
Union ("Unternehmen Barbarossa") am 22.6.1941 eine neue Dimension. Schon im Januar
1942 fordern die in London anséassigen Exilregierungen von neun europaischen Staaten, die
bis dahin Hitlers Imperialismus zum Opfer gefallen waren, in der "Declaration of St. James"
die gerichtliche Bestrafung der Kriegsverbrecher. Im Oktober 1942 bilden 17 Staaten (ohne
die Sowijetunion, welche die Mitwirkung ablehnt, weil ihrem Antrag, mit jeder ihrer 16
Teilrepubliken vertreten zu sein, nicht stattgegeben worden war) die Kommission der
Vereinten Nationen fur die Nachprifung von Kriegsverbrechen. Ihr kommt die Aufgabe zu,
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit weltweit und zeithah zu
dokumentieren. Angesichts der immensen Kriegsanstrengungen in den Jahren ab 1941 sind
diese Bemuhungen vorerst freilich eher marginal.

Im Jahre 1943 taucht plotzlich die Forderung nach einer sofortigen Exekution von
Kriegsverbrechern auf. Im Umfeld des US-Prasidenten Roosevelt wird ein solches Vorgehen
zeitweilig unverhohlen favorisiert. Die Haltung GroRRbritanniens dazu ist zurtickhaltend. Lord-
Kanzler Simon wendet sich im Dezember 1943 sogar ausdricklich gegen
Massenvergeltungen:® "Wir diirfen trotz aller Versuchungen und Erschiitterungen durch die
Leiden anderer niemals versaumen, der Gerechtigkeit um ihrer selbst willen Genlge zu tun.
Es durfen keine Massenhinrichtungen von Namenlosen stattfinden, bloR weil Hinrichtungen
von Massen auf der anderen Seite stattgefunden haben. Wir wirden unseren eigenen Ruf
gefahrden und nicht zum Fortschritt der Menschheit beitragen, wenn das, was wir tun, nicht
mit dem Begriff der Gerechtigkeit in Einklang stiinde". In der Folgezeit wendet man sich
auch in den USA von der Exekutionsidee wieder ab. Ende Oktober 1944 unterbreitet eine
von US-Kriegsminister Stimson und General McCloy eingesetzte Studienkommission von



Kriegsrechtlern den Plan, einen Internationalen Gerichtshof zu errichten, vor dem Anklage
"wegen FuUhrung eines aggressiven und unprovozierten Krieges unter Verletzung des
Kelloggpaktes" erhoben werden soll.

Auf den Konferenzen von Teheran (29.11.1943) und Jalta (12.2.1945) finden die Grof3en
Drei - Churchill, Roosevelt und Stalin - eine grundsatzliche Einigung dahin, dai
Kriegsverbrechen im Rahmen gerichtlicher Verfahren geahndet werden sollen. Offen bleibt
indes, welche Personen zu dem ersten Verfahren angeklagt werden, welche Straftaten
(Tatbestande) ihnen angelastet werden und nach welcher Verfahrensordnung verhandelt
werden soll.

Konkretisiert werden alle bisherigen Bemihungen mit der Ernennung des US-
Bundesrichters Robert H. Jackson zum Organisator eines Internationalen Militartribunals
(IMT) durch den US-Prasidenten Truman am 3.5.1945. Jackson reist sofort nach Europa
und baut unmittelbar nach Kriegsende - 8.5.1945 - auf deutschem Boden eine schliel3lich
mit Uber 1.000 Mitarbeitern besetzte Behotrde auf. Gleichzeitig verhandelt er mit den
Vertretern Grof3britanniens und der Sowjetunion (spater kommt auch Frankreich hinzu) Gber
die Aufgaben und Funktionen des IMT. Die Gesprache gestalten sich schwierig, namentlich
mit dem sowjetischen Delegationsleiter, Generalmajor Nikitschenko, der vieles immer erst
mit der Moskauer Zentrale absprechen muR.*® Doch im Sog der Ergebnisse der Potsdamer
Konferenz (2.8.1945) einigt man sich schlie3lich im Londoner Vierméachte-Abkommen tber
die Verfolgung von Kriegsverbrechen vom 8.8.1945 hinsichtlich der Tatigkeit des IMT. Das
Statut fur den Internationalen Gerichtshof legt in 30 Artikeln die vier Straftatbestande fest:

Beteiligung an einem Plan oder an einer Verschwdrung gegen den Weltfrieden
¢ Planung, Entfesselung und Durchflihrung eines Angriffskrieges

o Kriegsverbrechen, also Verletzung der Gesetze und Gebrauche des Krieges
(Ermordung und MiZhandlung von Kriegsgefangenen, Verschleppung von
Zivilpersonen aus den besetzten Gebieten, GeiselerschielBungen, Kunstraub,
"verbrannte Erde" u.a.)

¢ Verbrechen gegen die Menschlichkeit, also an der Zivilbevdlkerung und deren
Verfolgung aus rassischen, religiosen und politischen Griinden

Was die Verfahrensordnung betrifft, orientiert man sich weitgehend am anglo-
amerikanischen Strafprozel. Das Gericht mul3 folglich nicht alle Zeugen selbst anhéren,
sondern kann auf Protokolle der Anklagebehérde Uber deren Vernehmung von Zeugen und
Auskunftspersonen zurlickgreifen. Ferner ist niedergelegt, dafl der Gerichtshof
"unerhebliches Material" als Beweisangebot zurlickweisen darf. Diese Regelung sollte nicht
nur der Beschleunigung des Verfahrens, sondern auch dem Zweck dienen, Absprachen
unter den Angeklagten und etwaige Vorwirfe, auch die Allierten hatten Kriegsverbrechen
begangen ("tu quoque"), zu unterbinden. Das Argument, dal3 ein Angeklagter auf Befehl
seines Vorgesetzten gehandelt habe, wird als StrafausschlieBungsgrund von vornherein
ausgeschlossen, dies soll allenfalls strafmildernd bertcksichtigt werden. Schliel3lich sieht Art.
4 des Statuts vor, dal3 der Gerichtshof alle Entscheidungen mit Stimmenmehrheit zu treffen
habe, dafl3 die Stimme des Vorsitzenden bei Stimmengleichheit den Ausschlag geben solle



und dal3 fur Verurteilung und Bestrafung eine Stimmenmehrheit von mindestens drei
Mitgliedern erforderlich sei.

Gericht und Anklagebehdrde werden von den Regierungen der vier Machte besetzt: Die
Amerikaner entsenden Francis A. Biddle (bis Juni 1945 Justizminister) und John J. Parker
(Bundesrichter) als Erganzungsrichter. Die Sowjetunion nominiert den Vorsitzenden ihrer
Verhandlungsdelegation lola T Nikitschenko (Generalmajor und Vizeprasident des Obersten
Gerichtshofs der UdSSR) und als Ergdnzungsrichter das Mitglied eines sowjetischen
Distriktgerichts Alexander E Wolchkow. Grof3britanniens Mitglieder sind Geoffrey Lawrence
(Mitglied eines court of appeal), der spéater von den Mitgliedern des Tribunals als dessen
Vorsitzender gewahlt werden wird, und der Richter am High Court Norman Birkett als
Erganzungsrichter. Frankreich bestimmt Henri de Vabres (Universitatsprofessor fur
Volkerrecht an der Sorbonne) und R. Falco (Mitglied eines Appellationsgerichts) als
Erganzungsrichter.

In der Anklagebehdrde stellt jede der vier Nationen einen "Hauptanklager". Die USA
reprasentiert deren Organisator des IMT, Justice Robert H. Jackson. Die UdSSR ist durch
General R. A. Rudenko, GroRbritannien durch Generalstaatsanwalt Sir Hartley Shawcross
und Frankreich durch Francois de Menthon vertreten.

Auch Uber den Sitz des IMT erzielt man schlieBlich einen Kompromif3. Die Sowjet-Union
hatte unnachgiebig das von ihr besetzte Berlin, die frilhere Reichshauptstadt, als
Gerichtssitz ausersehen. Jackson wollte Nurnberg in der US-Zone. Denn dort allein
erschienen ihm die dulRReren Voraussetzungen gegeben, die fir eine reibungslose und
rasche Durchfiihrung des Verfahrens notwendig waren.*! Die Einigung, die schlieBlich doch
noch erzielt wurde, fand ihren Niederschlag im Londoner Statut: Berlin ist der standige Sitz
des Tribunals; das Verfahren beginnt dort; es wird in NiUrnberg weitergefihrt; der
Gerichtshof entscheidet nach Abschlul? des ersten Verfahrens, ob er die weiteren Tagungen
in Nurnberg oder andernorts abhalten wird.*

In NUrnberg beginnen unverziglich die Vorbereitungen zur Umrlstung des Justizpalastes
fur Zwecke des IMT. Die deutschen Justizbehdrden missen am 10. August binnen weniger
Stunden den gesamten Gebaudekomplex raumen. Die 1. US-Infanterie-Division organisiert
den Umbau des Geb&udes, insbesondere des Schwurgerichtssaales, die Bereitstellung von
Quartieren, das Heranschaffen von Belastungsmaterial aus deutschen
Verwaltungsbestanden in Berlin, Minchen u.a. und die Vorfilhrung von Personen als
Angeklagte und Zeugen. In der Frage, wieviele Personen fir das erste Verfahren angeklagt
werden sollen, ist man sich unter den Alliierten lange uneinig. Grof3britannien bevorzugt eine
geringe Zahl, finf oder sechs, wahrend die USA an 16 NS-Reprdsentanten denken.
SchlieBlich einigt man sich gar auf 24 Personen, die als Hauptkriegsverbrecher sich vor dem
Tribunal der Siegerméachte verantworten sollen.

Die erstmalige Verwirklichung der Idee eines Internationalen Militartribunals: Das
Verfahren vor dem IMT vom 18. Oktober 1945 bis zum 1. Oktober 1946

Wortreich, tiefschirfend oder demagogisch - je nach politischem Standort - kindigen die
Berliner Zeitungen schon Anfang Oktober 1945 mittels umfangreicher Vorberichte das
weltgeschichtliche Ereignis an, namlich den Beginn des ersten Verfahrens vor dem IMT. Die
Eroffnungssitzung findet am 18. Oktober 1945 im groRen Sitzungssaal des ehemaligen



Kammergerichtsgebdaudes am Kleistpark statt, in dem noch vor Jahresfrist Freislers
Volksgerichtshof gegen die Mitglieder der Verschwdrung des 20. Juli 1944 verhandelt hatte.
Schlagzeilen wie "Von den Volkern der Erde werden sie gerichtet” oder "Die Vdlker klagen an”
beherrschen das Bild. Die Erwartungen, die an das Tribunal geknipft werden, sind hoch: "Aus
dem Weg der Geschichte wird das abscheulich Faschistische weggerdaumt. Die Menschheit
wird auf dem sicheren Weg neuer Siege der Kultur und der Zivilisation schreiten”.

Das Geschehen am 18.10.1945 ist indes eher erniichternd. Dem Gericht, dessen Vorsitz
der sowjetische Richter Nikitschenko innehat, werden die Anklageschriften vorgelegt. Nach
50 Minuten geht man wieder auseinander. Der Gerichtshof hat sich fir den 20. November
in Ndrnberg vertagt. Die Angeklagten haben nun Gelegenheit, sich einen Verteidiger zu
wahlen und zu den gegen sie erhobenen Vorwirfen zu nehmen.

Bevor das Gericht am 20. November in Nurnberg weiterverhandelt, wird dort der
Schwurgerichtssaal (Nr. 600) umgebaut: Die Richterbank kommt an die Sudseite des
Saales vor die grof3en Saalfenster, die aus Sicherheitsgrinden geschlossen werden. Den
sonstigen Platz der Richter nehmen Dolmetscher ein, denn das gesamte Verfahren wird
viersprachig gefuihrt werden. In der Saalmitte werden die vier Angeklagedelegationen
plaziert. Die Angeklagten finden beengt auf der Bankanlage vor dem Aufzug Platz, der in
den Keller des Gebaudes fuhrt, von wo aus Uber einen Tunnel die "hochkaratigen"
Gefangenen unbehelligt von beflirchteten Zugriffen in das Gefangnis gebracht werden
kénnen.'® Vor den Angeklagten finden die Verteidiger ihren Platz. Der sonst den Zuhérern
zugewiesene Raumteil bleibt jetzt der Presse vorbehalten. Die Westwand des Saales wird
"hinausgeruckt"; auf einer dort errichteten Stahlrohrtribline ist Platz fur die Zuhorer, die nur
mit besonderer Genehmigung dem Verfahrensgang folgen kénnen.

Noch im Vorfeld der Verhandlung stellt das Tribunal das Verfahren gegen den 75jahrigen
Gustav Krupp von Bohlen und Halbach wegen Verhandlungsunfahigkeit ein. Mit Krupp sollte
ein Vertreter der deutschen RuUstungsindustrie vor Gericht stehen. Doch versehentlich war
der Seniorchef angeklagt worden. Dem US-Anklager Jackson ist der Wegfall des einzigen
Repradsentanten der deutschen Industrie zuwider. Er will zur Vermeidung einer
Verfahrensverzdogerung kurzfristig und formlos Krupps Sohn Alfried in das Verfahren als
Angeklagten einbeziehen. Doch der britische Anklager Shawcross widersetzt sich diesem
Vorhaben mit der Begriindung, daf® man vor einem Gerichtshof und nicht auf dem Sportfeld
stehe, wo man einen erkrankten Spieler einfach auswechseln kann. Und das Tribunal
entscheidet gegen Jackson.

Der Verfahrensverlauf ab dem 20. November 1945 erscheint im Nachhinein betrachtet
wenig systematisch: Beweisaufnahmen ber unterschiedliche Themen wechseln mit
Zwischenpladoyers ab. Vorlagen von Dokumenten, die meist erbeuteten deutschen
Aktenbestdanden entnommen sind, werden erganzt durch Zeugenaussagen,
Filmvorfuhrungen und die Darstellung von Organisationsstrukturen. Bedingt ist dieser
modus procedendi durch den Umstand, dalR gewissermal3en erst prozelbegleitend
entscheidungserhebliches Material herbeigeschafft werden kann. Zeugen, welche von der
Anklage zunachst auRerhalb des Verfahrens angehért werden - es sind Tausende -, stehen
erst im Lauf der Zeit zur Verfigung.



Zuerst folgt auf die Anhorung der Angeklagten, die sich allesamt als "nichtschuldig”
bezeichnen, die Eroffnungsrede Jacksons, der durchaus einrdaumt, dal die
Hauptverhandlung nicht bis in alle Einzelheiten vorbereitet ist. Er begriindet dieses Manko
mit dem Gebot der Stunde, mdglichst zeithah Uber die den Angeklagten angelasteten
Vorwirfe zu richten. Dabei stellt er das novum eines Internationalen Gerichtshofes in der
Geschichte der Volker klar heraus: "Dald vier grol3e Nationen, erfillt von ihrem Siege und
schmerzlich gepeinigt von dem geschehenen Unrecht, nicht Rache Uben, sondern ihre
gefangenen Feinde freiwillig dem Richtspruch des Gesetzes ibergeben, ist eines der
bedeutsamsten Zugestandnisse, das die Macht jemals der Vernunft eingerdumt hat".

Die juristische Basis des IMT ("Nurnberqg als Rechtsfrage")

An diesem Punkt der tour d'horizon durch den Verfahrensverlauf erscheint es angezeigt, die
inmitten stehenden Rechtsprobleme wenigstens knapp anzusprechen:*®

1. Der Vorwurf steht nach wie vor im Raum, das Tribunal sei von den Alliierten, also den
Kriegsgegnern Deutschlands, initiiert worden und deshalb nicht als unabhangiges Gericht
anzusehen. Fraglos hatten die USA organisatorisch und inhaltlich das Gesamtkonzept fiir
das IMT entworfen und auch das Verfahren selbst auf den Weg gebracht. Da lag es auf
der Hand, dal sie - neben den Vertretern anderer Staaten auch die Position eines
Richters Ubernehmen wollten. Zwar ist mit der Besetzung der Richterbank durch die
Siegerméchte das Postulat der Unparteilichkeit berthrt. Indes ist es unter
volkerrechtlichen Gesichtspunkten unbedenklich, dal? Sieger Uber gefangene Grof3en
einer feindlichen kriegfihrenden Macht zu Gericht sitzen. Der Philosoph Jaspers greift
noch weiter:'’ "Der ProzeR ist das Ergebnis der Tatsache, daR nicht wir uns von dem
verbrecherischen Regime befreit haben, sondern dal? wir durch die Allierten von ihm
befreit worden sind". Der Historiker Golo Mann zieht - zwanzig Jahre spater - etwas
niichterner die Folgerung:*® "Sieger-Justiz ohne Zweifel und dadurch beeintrachtigt, daR
nach den 'Kriegsverbrechen' der Sieger niemand fragen durfte; aber wer sonst hétte den
Prozel} fuhren sollen?"

2. Nicht unangefochten ist auch die Besetzung der Richterbank, und zwar unter dem
Gesichtspunkt der Gewaltenteilung, die in allen Rechtsordnungen gleichermalRen ein
Grundprinzip des Rechtsstaates ist und die zudem auch im angelsachsischen Kultur- und
Rechtskreis wurzelt (John Locke 1690). Die Sowjetunion und Frankreich hatten je ein
Mitglied ihrer Verhandlungsdelegation - Nikitschenko bzw. Falco zu Richtern bestellt.
Beide hatten an der Ausarbeitung des Londoner Statuts und des Kontrollratsgesetzes Nr.
10 mitgewirkt, waren somit legislatorisch tatig gewesen. Beim IMT selbst kam ihnen dann
judikative Funktion zu, - oder Uberspitzt formuliert: Sie hatten zuerst die Straftatbestande
und die Verfahrensordnung fixiert und hatten dann zu beurteilen, ob die ihnen schon
vorher bekannten Angeklagten gegen die von ihnen normierten Tatbestdnde verstof3en
haben. Die USA hatten zwar den "Motor" des Ganzen - Jackson - mit der Fuhrung ihrer
Anklagedelegation betraut. Doch der von ihnen bestellte Richter - Biddle - hatte zuvor als
Justizminister Roosevelts das fur die Institution IMT grundlegende Memorandum zur
Kriegsverbrecherfrage ausgearbeitet, das Gesprachsgegenstand auf der Konferenz von
Jalta im Februar 1945 zwischen Churchill, Roosevelt und Stalin gewesen war.



3. Eine wesentliche Rechtsfrage wéahrend des Verfahrens und hernach war die der
Einhaltung des Grundsatzes "nullum crimen, nulla poena sine lege". Denn die
Straftatbestdnde, an denen die Handlungen der Angeklagten gemessen wurden, waren
erst in dem Londoner Statut vom 8. August 1945 niedergelegt worden. Wenn auch das
Kriegsrecht schon friher kodifiziert war, so fehlte dies jedenfalls fir den Tatbestand der
Verschworung gegen den Weltfrieden (conspiracy). Die Strafbarkeit des Angriffskrieges ist
trotz des Briand-Kellogg-Paktes von 1928 auch heutzutage nicht eindeutig. Die
Beurteilung dieser Frage darf allerdings nicht (nur) am deutschen oder am kontinentalen
Recht ausgerichtet werden. Denn das Londoner Statut wurzelt im angelsdchsischen
Rechtskreis. Zwar kennt dieser das Verbot des Ex-post-facto-Gesetzes. Doch dieses ist
mehr Postulat als Grundsatz. Denn im angelséchsischen Raum ist die Rechtsgestaltung
mehr der Rechtsprechung (case law) denn der Legislative Uberlassen. Das Verbot des
Ex-post-facto-Gesetzes ist in der Rechtspraxis mehr ein Gebot des fair play und wird
damit disponibel.

Der Gerichtshof selbst war der Auffassung, dal dem Londoner Statut keine riickwirkende
Bedeutung zukomme, sondern daf darin nur all das kodifiziert werde, was zuvor schon
Bestandteil des Vélkerrechts gewesen sei.’ In der spéateren Diskussion wird erganzend
ins Feld gefuhrt, dalR das Verbot des Ex-post-facto-Gesetzes Ungerechtigkeiten
verhindern solle; da das Verfahren zur Aburteilung der Kriegsverbrecher im Kern keine
Ungerechtigkeit gewesen sei, werde auch dieses Prinzip nicht verletzt.°

4. Weiten Raum nimmt wahrend des Verfahrens die Problematik der personalen
Verantwortlichkeit der GrdlRen des NS-Regimes vor dem Volkerrecht ein. Bis zum
1. Weltkrieg galt der Grundsatz, dal3 das Vdélkerrecht, ein System von Normen, welche die
Beziehungen der Staaten untereinander regeln, sich nicht auf Einzelpersonen erstreckt,
so daf3 die in vOlkerrechtlichen Vertrdgen normierten Sanktionen sich nur gegen Staaten
wenden. Der Versailler Friedensvertrag von 1919 legte zwar eine Verantwortlichkeit des
deutschen Kaisers Wilhelm Il wegen Vdlkerrechtsverletzung - Beginn eines
Angriffskrieges - fest. Doch in der Volkerrechtslehre hielt man im wesentlichen an der
Meinung fest, daR Vélkerrechtssubjekte und damit verantwortlich vor dem Vélkerrecht nur
die Staaten selbst seien. Das Nirnberger Verfahren ist gepragt von der Auffassung der
Doppelzurechnung: Fur die in der Anklage aufgefuhrten Untaten haftet neben dem
Vélkerrechtssubjekt Deutschland auch der einzelne, und zwar nicht nur nach Landesrecht,
das z.B. Mord, Plinderung u.a. unter Strafe stellt, sondern auch unter vélkerrechtlichen
Gesichtspunkten. Dies postuliert der US-Hauptanklager Jackson wiederholt in seinen
Pladoyers: " In Deutschland selbst legte Art. 4 der Weimarer Verfassung fest, dal
allgemein anerkannte Regeln des Volkerrechts als wesentlicher Bestandteil des
deutschen Reichsrechts zu gelten haben. Welch andere Bedeutung kann alles dies im
Ergebnis haben, als daR Regeln des Vdlkerrechts auch fur Einzelpersonen bindend sind?
Sollen wir von diesem Grundsatz nur deswegen abweichen, weil wir es mit dem
schwersten aller Verbrechen zu tun haben ... gegen den Frieden der Vélker und ... gegen
die Menschlichkeit?".?* Oder: "Das Prinzip der Souveranitdt des Staates, das die Taten
dieser Menschen decken soll, erscheint nur als Maske. Wenn man die Maske fortnimmt,

erscheint die Verantwortung des Menschen wieder".?*

5. Das nach friheren kriegerischen Auseinandersetzungen stets beriicksichtigte
volkerrechtliche Prinzip des "tu quoque” (SinngeméaRe Ubersetzung: "Du doch auch"), das



in wechselseitigen Amnestieklauseln seinen Niederschlag gefunden hatte, galt im
Nurnberger Verfahren Uberhaupt nicht. Denn Art. 18 des Londoner Statuts sah nur eine
"Verhandlung der durch die Anklage gemachten Punkte" vor.

6. Die Angeklagten durften sich zwar nach freier Wahl ihre - deutschen - Verteidiger suchen,
deren etwaige bloRBe NSDAP-Mitgliedschaft einem Auftreten vor Gericht nicht
entgegenstand. Doch entschied der Gerichtshof gemaf Art. 24 des Statuts frei Uber die
Zulassung von Beweismitteln. Art. 18 gebot ferner, "den Prozel3 auf eine beschleunigte
Verhandlung zu ... (zu) beschranken". Art. 19 entband den Gerichtshof von der Pflicht,
sich an irgendwelche Beweisregeln zu halten.

7. Schlie8lich normierte Art. 8 des Statuts, daR "Handeln auf Befehl" nicht als
StrafausschlielBungsgrund, sondern allenfalls als  Schuldmilderungsgrund zu
bertcksichtigen sei. An diesem Punkt tritt das Dilemma zutage, das man jetzt mit der sog.
Radbruch’schen Formel als Antwort auf das Argument: "Was gestern Recht war, kann
heute nicht Unrecht sein" zu l6sen versucht. Radbruch,® der dem positiven, durch
Satzung und Macht gesicherten Recht durchaus auch dann den Vorrang einrGumt, wenn
es inhaltlich ungerecht und unzweckmafig ist, verneint die Bindung an das gesetzte
Recht und an den Befehl, wenn "der Widerspruch des Gesetzes zur Gerechtigkeit ein so
unertrgliches Mal3 erreicht, daf3 das Gesetz als 'unrichtiges Recht' der Gerechtigkeit zu

weichen hat".?*

Der weitere Verfahrensverlauf bis zur Urteilsverkiindung

Nach den Eroffnungspladoyers bildet die Vorfilhrung eines Dokumentarfilmes Uber KZ-
Greuel, in den auch deutsches Archivmaterial eingearbeitet ist, den Auftakt der
Beweisaufnahme. Die Bilder, die er zeigt, sind selbst den Angeklagten "zuviel". Lediglich Hel3
meint: "Das glaube ich nicht". Die Anhérung der Angeklagten offenbart schonungslos, daf3 es
eine in sich geschlossene, disziplinierte Hierarchie unter den NS-Grof3en nicht gab. Nicht
wenige beschuldigen sich auch gegenseitig und zerstreuen so die bis dahin weit verbreitete
Vorstellung von einer einheitlichen Fihrung des nationalsozialistischen Deutschland. Dem
Londoner Statut folgend muissen nicht alle in Betracht kommenden Zeugen vor dem
Gerichtshof selbst aussagen. Nur so ist zu erreichen, dal das gesamte Geschehen zwischen
1933 und 1945, das soviel Unheil Uber ganz Europa gebracht hatte, in einem knappen Jahr
vor dem Gerichtshof ausgebreitet werden und zur Entscheidung gestellt werden kann.

So werden an 218 Verhandlungstagen insgesamt 236 Zeugen personlich vom Gerichtshof
gehort und ergédnzend dazu rund 200.000 Affidavits (eidesstattliche Versicherungen) und
schier unzéhlige Dokumente, teils deutscher, teils alliierter Herkunft, vorgelegt. Doch dieser
aullere Ablauf ist nur die eine Seite der Medaille. Die Verteidigung, die anfangs einige Mihe
hat, mit der ihr ungewohnten Prozef3ordnung - Duell zwischen Anklagern und Verteidigern -
zurecht zu kommen, gewinnt mit der Zeit an "Terrain". Sie kann sogar die Anschuldigung
zerstreuen, die deutsche Wehrmacht habe das Katyn-Massaker begangen. Auch kommt -
sehr zum Mif3fallen der Sowjets - wenigstens andeutungsweise die Komplizenschaft Stalins
und Hitlers, dieser verbrecherische Pas de deux zur Sprache, der am Vorabend des
2. Weltkrieges mit dem Abschlul3 des Nichtangriffspaktes samt Geheimabkommen vom
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23.8.1939 begann und in der Aufteilung Polens und des Baltikums zwischen Deutschland
und der Sowjetunion eine bis heute wirkende Konkretisierung fand.

Mit diesen und vielen anderen Problemen, hauptsachlich aber mit der Er6rterung
unséglicher Greueltaten, die den Angeklagten zur Last liegen, zieht sich die
Hauptverhandlung bis Ende August 1946 hin. Die Weltpresse nimmt daran zeitweise, vor
allem bei der Vernehmung spektakularer Zeugen oder der prominenten Angeklagten, regen
Anteil. Streckenweise findet der Prozel3 indes wenig Interesse, da die Fille dessen, was an
Gewalt und Scheufllichkeiten zur Sprache kommt, auch abstumpft. Und die deutsche
Bevdlkerung? Sie erfahrt, da der Prozel3 nur vor besonders zugelassenen Zuhorern
stattfindet, aus der nur mehrmals wochentlich erscheinenden Presse und Uber den
Rundfunk von dem, was sich im Nirnberger Justizpalast ereignet. Im ersten
Nachkriegswinter hatten freilich weite Kreise der Bevdlkerung Deutschlands andere
Sorgen: Wohnraum, Kleidung und Nahrung waren knapp; fast 10 Millionen Flichtlinge
muf3ten im zerstorten Reichsgebiet untergebracht werden. Der Prozel3 war fur die meisten
Birger eine Angelegenheit der Alliierten.

Der Urteilsspruch vom 30.September/1.0ktober1946 wird dementsprechend unterschiedlich
aufgenommen. Nicht wenige hatten ausnahmslos Todesurteile erwartet, wie sie einem
"Tribunal der Sieger" gut zu Gesicht gestanden héatten. Die einen begrif3ten die an der
individuellen Schuld ausgerichtete Bestrafung der Angeklagten, andere wollten gegen alle
drakonische Strafen. In der sowjetischen Besatzungszone gibt es - von der SED arrangiert -
sogar offizielle Protestdemonstrationen gegen die fir zu milde gehaltenen Urteile: 12
Todesurteile, drei lebenslangliche und vier zeitliche Freiheitsstrafen sowie drei Freispriche.
Daneben werden vier Organisationen fir verbrecherisch erklart: SS, SD, Gestapo und das
Fuhrerkorps der NSDAP. Sogar seitens des Gerichts gibt es eine "dissenting opinion": Das
sowjetische Mitglied Nikitschenko erklart in der Nachmittagssitzung des 1.10.1946 zu
Protokoll, da3 er die drei Freispriche und das (nur) Lebenslanglich fur Hel3 nicht fur
gerechtfertigt halte; auch hatten das Reichskabinett, der Generalstab und das
Oberkommando der Wehrmacht fur verbrecherisch erklart werden missen. Sodann, um
15.37 Uhr, verkindet der Vorsitzende Lordrichter Lawrence, dal3 das Gericht sich vertage.
Dabei bleibt es. Denn zu einem weiteren Verfahren vor einer international besetzten
Richterbank kommt es - entgegen der ursprunglichen Planung - nicht mehr. Der "Kalte Krieg"
beginnt. Die zwdlf NUrnberger Folgeprozesse gegen Industrielle, Militars, Mediziner, Juristen,
Angehdrige von Reichsministerien u.a. finden vor amerikanischen Militargerichten in
Nurnberg - bis April 1949 - statt. Ahnliche Verfahren werden in der franzdsischen
Besatzungszone in Rastatt, in der britischen Besatzungszone in Lineburg und - in noch nicht
abschlie3end geklartem Umfang - in der sowjetischen Zone durchgefihrt.

Die Verteidiger der Verurteilten - ausgenommen Speer, der das Urteil nicht als ungerecht
empfindet - reichen beim Allierten Kontrollrat in Berlin Gnadengesuche ein, die indes
erfolglos bleiben.

In den frilhen Morgenstunden des 16.10.1946 werden in der kleinen Turnhalle der
Gefangnisses® zehn der zwdlf Todesurteile vollstreckt.?® Die Leichen der Hingerichteten
werden anschlieRend sofort nach Minchen gebracht und dort im Krematorium des
Ostfriedhofs verbrannt. Die Asche der Verbrannten wird sodann in einen Nebenbach der
Isar ausgestreut.
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Bis zum 18.7.1947 bleiben die sieben zu Freiheitsstrafen Verurteilten in Nirnberg. Erst dann
werden sie in die Strafanstalt Berlin-Spandau eingeliefert, die - allgemein als Alliiertes
Kriegsverbrechergefangnis bekannt - dem Alliierten Kontrollrat untersteht.In der Bewachung
wechseln sich dort bis 1987 die Gro3méachte in monatlichem Turnus ab.

Als erster der sieben Gefangenen wird am 4.11.1954 von Neurath wegen Krankheit
entlassen; er stirbt 1956. Ebenfalls wegen Krankheit endet fir Raeder am 26.9.1955 die
Haft; er stirbt 1960. Donitz wird nach voller VerbiRung der Strafe am 1.10.1956 entlassen;
er stirbt 1980. Am 16.5.1957 folgt die Entlassung Funks, der 1960 stirbt. Nach VerbiR3ung
ihrer zwanzigjahrigen Freiheitsstrafe werden am 1.10.1966 Speer und von Schirach
entlassen; beide schreiben dann Blcher Uber ihr Leben; von Schirach stirbt 1974, Speer
1981. Hel3 verbleibt seit dem Herbst 1966 als einziger Haftling in Spandau. Er ist 93 Jahre
alt, als er im August 1987 Selbstmord begeht.

Was blieb von Nirnberg?

Schon im Stadium der Vorbereitung, mehr aber noch wahrend des Verfahrens wurden die
unterschiedlichen Motive deutlich, die seitens der Allierten dem Verfahren gegen die
Hauptkriegsverbrecher zugrundelagen. Da ist auf der einen Seite die Stellung der Sowjets,
bei denen - wie schon in den Jahren vor dem 2. Weltkrieg - Schauprozesse zur Eolitischen
Praxis gehéren und deren erklartes Ziel die Hinrichtung aller Angeklagten ist.?” Die USA
haben neben der Bestrafung der Angeklagten auch die Weiterentwicklung des Vdélkerrechts
und die Friedenssicherung vor Augen. Diesem Zweck diente insbesondere die dem
kontinentaleuropéischen Recht fremde Statuierung des Straftatbestandes 1 im Londoner
Statut: Teilnahme an einem Plan einer Verschworung zu einem Verbrechen gegen den
Frieden (conspiracy). Dementsprechend hoch waren auch die Zukunftserwartungen, die
man hegte. Stellvertretend fiir viele Stimmen soll die Vision Radbruchs stehen:*® "Die zweite
Wirkung des Nirnberger Verfahrens ist der Zukunft vorbehalten. Manche juristische
Bedenken, welche gegen die Rechtsgrundlagen dieses Verfahrens vorgebracht worden
sind, miussen zuriicktreten hinter dem grof3artigen Rechtsfortschritt, der sich in Nirnberg
ankiindigt. Die doppelte Fortbildung des Volkerrechts ist dort im Werden: Das Volkerrecht
soll zu einer Rechtsordnung werden, die nicht nur die Staaten verpflichtet, vielmehr auch die
Staatsmanner und die Staatsburger; und dieses auch die Einzelnen verpflichtende
Volkerrecht soll durch ein neu zu schaffendes Volkerstrafrecht gewahrleistet werden. Fortan
wird auch der Mann der Feder, der nur befiehlt und die eigenen Hande nicht mit Schmutz
oder Blut besudelt, mit seiner Person haften fir das, was unter seinem Banne andere
ausgefuhrt haben. Wo bei Staatsmannern das Gewissen nicht mehr spricht, wird in Zukunft
vielleicht die Drohung der Strafe eine wirksamere Sprache fihren. Ob dieser Fortschritt in
Nurnberg sich wirklich vollzogen haben wird, kann freilich erst eine Zukunft lehren, in der
nicht nur der Besiegte vor einem Gericht der Sieger, sondern bei gleicher Schuld auch
Méachtige unter dem Richtspruch der doch noch méchtigeren Gesamtheit der Nationen sich
werden verantworten missen".

Die Geschehnisse in der Weltgeschichte seither geben zu Euphorie und Optimismus
keinen Anlal3. Soll man deshalb sagen, daf3 "Nurnberg" unndétig und vergeblich gewesen
sei?

Es bleibt doch einiges: Neben der - nach allgemeiner Auffassung - verdienten Bestrafung der
Hauptkriegsverbrecher, die in ihrer Differenziertheit auch ein Zeichen fur die
Bericksichtigung individueller Schuld ist, kommt dem geschehensnahen Aufarbeiten des
NS-Regimes und seines Wiitens in ganz Europa im Rahmen der Beweiserhebung vor dem
Internationalen Militértribunal besonderer Wert zu. Dieses Anliegen hatte auch der
stellvertretende US-Anklager Telford Taylor im Blick, wenn er in seinem Schlu3pladoyer am
30.8.1946 hervorhebt: "Wir kdnnen hier nicht die Geschichte korrigieren, aber wir kénnen
danach trachten, daR sie wahrheitsgeméaR geschrieben wird".? SchlieRlich mag das Richten
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des Tribunals als Appell in dem Sinne verstanden sein, wie ihn Churchill wahrend des
Krieges anlallich einer Unterhausrede am 8.9.1942 formulierte: "... Zur unaustilgbaren
Warnung fir kommende Zeiten, damit spatere Generationen sagen kénnen: So enden alle,
die Gleiches wieder tun."*

Die vier Anklagepunkte

1. Beteiligung an einem Plan oder an einer Verschwdrung gegen den Weltfrieden
Planung, Entfesselung und Durchfihrung eines Angriffskrieges

Kriegsverbrechen, also Verletzung der Gesetze und Gebrauche des Krieges (Ermordung
und MiRhandlung von Kriegsgefangenen, Verschleppung von Zivilpersonen aus den
besetzten Gebieten, Geiselerschieungen, Kunstraub, "verbrannte Erde" u.a.)

4. Verbrechen gegen die Menschlichkeit, also an der Zivilbevdlkerung und deren
Verfolgung aus rassischen, religiésen und politischen Griinden.

Die Angeklagten

Bormann, Martin

geb. 1900. Landwirt. Seit 1933 Stabsleiter bei Rudolf HeR3; wahrend des 2. Weltkrieges engster
Mitarbeiter Hitlers im Fuhrerhauptquartier. Sein Schicksal war bei Kriegsende ungewiss (inzwischen
durfte erwiesen sein, dass er - wohl schon Anfang Mai 1945 - in Berlin ums Leben gekommen war).
Angeklagt in Abwesenheit wegen 1, 3 und 4; verurteilt wegen 3 und 4 zum Tod.

Ddnitz, Karl

geb. 1891. GroRadmiral. Er bildete nach Hitlers Tod am 2. 5. 1945 eine "Geschéftsfiihrende
Reichsregierung". Angeklagt wegen 1, 2 und 3; verurteilt wegen 2 und 3 zu 10 Jahren Haft.
Entlassen 1956. Gestorben 1980.

Frank, Hans
geb. 1900. Rechtsanwalt. Seit 1939 Generalgouverneur in Polen. Angeklagt wegen 1, 3 und 4;
verurteilt wegen 3 und 4 zum Tod.

Frick, Wilhelm
geb. 1877. Reichsinnenminister. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt wegen 2, 3 und 4 zum
Tod.

Fritzsche, Hans

geb. 1900. Journalist. Seit Mai 1933 Leiter des Nachrichtenwesens in der Presseabteilung des
Propagandaministeriums. GewissermalBen Ersatzangeklagter an Stelle von Goebbels, der
Selbstmord begangen hatte. Angeklagt wegen 1, 3 und 4; Freispruch. Sodann im
Entnazifizierungsverfahren zu 9 Jahren Arbeitslager verurteilt. Entlassen im Herbst 1950, Gestorben
1953.

Funk, Walter

geb. 1890. Wirtschaftsjournalist. Reichswirtschaftsminister und ab 1939 Préasident der Deutschen
Reichsbank. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt wegen 2, 3 und 4 zu lebenslanger Haft.1957
wegen Krankheit entlassen. Gestorben 1960.

Goring, Hermann

geb. 1893. Schuf als preuBischer Innenminister das "Geheime Staatspolizeiamt"”, das sich spater
zur Geheimen Staatspolizei (GeStaPo) entwickelte. Mobilisierte ab 1936 die Wirtschaftskréfte des
Reiches fur die Wiederaufristung. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt wegen 1, 2, 3 und 4
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zum Tod. Beging am Vorabend der Hinrichtung Selbstmord durch Einnahme von Zyankali. Die
Herkunft der Giftkapsel ist nicht eindeutig geklart.

Hel, Rudolf
geb. 1894. Seit 1933 Hitlers Stellvertreter in der NSDAP. Flog in nicht geklarter Mission am 10. Mai
1941 nach Schottland. Wurde dort interniert. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt wegen 1 und
2 zu lebenslanger Haft. Beging im Alliierten Kriegsverbrechergefangnis in Berlin-Spandau 1987
Selbstmord.

Jodl, Alfred

geb. 1890. Generaloberst. Chef des Wehrmachtfihrungsamtes und Berater Hitlers in strategischen
und operativen Angelegenheiten. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt wegen 1, 2, 3 und 4 zum
Tod.

Kaltenbrunner, Ernst
geb. 1903. Rechtsanwalt. Chef der Sicherheitspolizei und des Reichssicherheitshauptamtes.
Angeklagt wegen 1, 3 und 4; verurteilt wegen 3 und 4 zum Tod.

Keitel, Wilhelm
geb. 1882. Chef des Oberkommandos der Wehrmacht. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt
wegen 1, 2, 3 und 4 zum Tod.

Krupp von Bohlen und Halbach, Gustav

geb. 1870. Angeklagt als Reprasentant der Deutschen Schwer- und Rustungsindustrie wegen 1, 2,
3 und 4. Im Hinblick auf eine durch einen Verkehrsunfall im Jahre 1944 verursachte
Verfahrensunfahigkeit wurde das Verfahren gegen ihn 1945 eingestellt. Gestorben 1950. Der sog.
Krupp-Prozess fand 1948 vor einem US-Militargericht in Nirnberg statt. Krupps Sohn Alfried wurde
dabei zu 12 Jahren Haft und Einziehung des Gesamtvermdégens verurteilt.

Ley, Robert

geb. 1890. Chemiker. Beseitigte im Jahre 1933 die freien Gewerkschaften und fuhrte seither -
streng ideologisch ausgerichtet - die Deutsche Arbeitsfront. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4. Beging
im Nadrnberger Gefangnis am 26.10.1945 Selbstmord.

Neurath, Konstantin von

geb. 1873. Seit 1908 im diplomatischen Dienst. Von Méarz 1939 bis 1943 (ab 1941 beurlaubt)
Reichsprotektor von B6hmen und Mahren. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt wegen 1, 2, 3
und 4 zu 15 Jahren Haft. 1954 wegen Krankheit entlassen. Gestorben 1956.

Papen, Franz von

geb. 1879. Vizekanzler im ersten Kabinett Hitlers 1933. Spater Botschafter in Wien und Ankara.
Angeklagt wegen 1 und 2. Freigesprochen. Im anschlieRenden Entnazifizierungsverfahren zu 8
Jahren Arbeitslager verurteilt. 1949 entlassen. Gestorben 1969.

Raeder, Erich
geb. 1876. Seit 1943 Oberbefehlshaber der Kriegsmarine. Angeklagt wegen 1, 2 und 3; verurteilt
wegen 1, 2 und 3 zu lebenslanger Haft. 1955 wegen Krankheit entlassen. Gestorben 1960.

Ribbentrop, Joachim von
geb. 1893. Kaufmann. 1938 - 1945 ReichsaufRenminister. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt
wegen 1, 2, 3 und 4 zum Tod.

Rosenberg, Alfred
geb. 1893. Seit 1941 Reichsminister fir die besetzten Ostgebiete. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4;
verurteilt wegen 1, 2, 3 und 4 zum Tod.



14

Sauckel, Fritz

geb. 1894. Seit 1942 Generalbevollmachtigter Hitlers "flir den Arbeitseinsatz" und als solcher
verantwortlich fir die Zwangsarbeit von Gber 5 Millionen Méannern und Frauen aus allen besetzten
Gebieten Europas in Deutschland. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4;

verurteilt wegen 3 und 4 zum Tod.

Schacht, Horace Greely Hjalmar

geb. 1877. Bankier. Prasident der Reichsbank und Wirtschaftsminister. Seit 1944 im KZ Flossenburg.
Angeklagt wegen 1 und 2; freigesprochen. Von deutschen Behdérden inhaftiert bis 1948. Gestorben
1970.

Schirach, Baldur von
geb. 1907. Reichsjugendfiihrer und (ab 1940) Gauleiter von Wien. Angeklagt wegen 1 und 4; verurteilt
wegen 4 zu 20 Jahren Haft. 1966 entlassen. Gestorben 1974.

SeyB-Inquart, Arthur
geb. 1892. Rechtsanwalt. 1940-1945 "Reichskommissar fiir die besetzten niederlandischen Gebiete".
Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt wegen 2, 3 und 4 zum Tod.

Speer, Albert

geb. 1905. Architekt. Seit 1937 Generalbauinspekteur fur Berlin. 1942-1945 Reichsminister fir
Bewaffnung und Munition. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt wegen 3 und 4 zu 20 Jahren
Haft. 1966 entlassen. Gestorben 1981.

Streicher, Julius

geb. 1885. Volksschullehrer. Als publizistisches Organ der von ihm betriebenen Judenhetze griindete
er 1923 das Wochenblatt "Der Stirmer", dessen Eigentimer und Herausgeber er bis 1945 auch nach
seiner Absetzung als Gauleiter von Franken im Jahr 1940 blieb. Angeklagt wegen 1 und 4; verurteilt
wegen 4 zum Tod.
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12 7u weiteren Verfahren - ein zweites war beispielsweise gegen Industrielle geplant - kam es in der Folgezeit
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14.638 Seiten und einen Registerband mit 635 Seiten.

18 Eine auch nur oberflachliche Behandlung der in Zusammenhang mit der Tatigkeit des IMT auftauchenden
Rechtsprobleme verbietet sich aus Platzgriinden. Die dazu im Laufe eines halben Jahrhunderts erschienene
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Taylor: Die Nurnberger Prozesse - Hintergriinde, Analysen und Erkenntnisse aus heutiger Sicht, Miinchen
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	Vorbemerkung
	Dieser Tage (gemeint: November 1995) jährt sich zum 50. Male ein Geschehen, an das seinerzeit in Ost und West viele Hoffnungen geknüpft waren. Das Internationale Militärtribunal, das am 18.10.1945 mit der Eröffnungssitzung im Gebäude des Alliierten Kontrollrats in Berlin seine Tätigkeit begann, sollte nicht nur über die Größen des NS-Regimes zu Gericht sitzen. Das Verfahren und die Urteile, die am 1.10.1946 in Nürnberg gefällt wurden, sollten im Zeichen der Friedenssicherung stehen und in Zukunft Angriffskriegen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit vorbeugen. Man wollte "eine Art kategorischen Imperativ für das politische Verhalten des Einzelnen" normieren - so Dönitz Verteidiger Kranzbühler - und hoffte auf "ein Jahrhundert gerechten Friedens, aufgebaut auf der Macht des Rechts" - so der spätere US-Präsident Eisenhower.
	Daß vieles von dem, was man von dem Nürnberger Verfahren erwartet hatte, sich schon wenig später als Illusion erwies, ist hinreichend bekannt. Aber gerade deshalb, weil vieles redliche Bemühen weitgehend vergeblich war, und angesichts der Erwartungen, die man heutzutage in die Tätigkeit internationaler Tribunale setzen zu dürfen meint, lohnt sich der Blick zurück auf ein Geschehen, welches das Völkerrecht als - solches zwar ein wenig "weitergebracht", das Miteinander der Völker aber keineswegs friedvoller gemacht hat.
	"Für Deutschland und Europa ist dieser Urteilsspruch der Abschluß einer historischen Epoche, in der sich alles noch einmal konzentriert zu haben scheint, was die menschliche Geschichte an Grausamkeit, Gewalttaten und Elend hervorgebracht hat. Zugleich aber hat das Gericht wesentlich dazu beigetragen, daß Vergangenes für immer vergangen bleibt und sich nicht wiederholen soll. Hier geschieht etwas, was nicht nur die Vergangenheit betrifft, sondern auch die Zukunft, und deshalb ist die Führung dieses Prozesses und insbesondere das Urteil von historischer Bedeutung für die ganze Welt. Jetzt ist durch ein internationales Gerichtsverfahren und ein autoritatives Urteil festgelegt worden, daß Recht auch im Leben der Völker Recht bleibt, damit im Leben der Völker Sicherheit und Frieden bewahrt bleiben".� Bis es freilich zum Urteilsspruch am 1.10.1946 kam, war für die Organisatoren des Internationalen Militärtribunals (IMT) und die Gerichtsdelegationen der Vier Großen - USA, UdSSR, Großbritannien und Frankreich - ein langer und beschwerlicher Weg zurückzulegen. In der europäischen Geschichte und im Völkerrecht war ein Prozeß gegen die führenden Männer des Verlierers eines Krieges - Militärs, Politiker und Wirtschaftsführer - ein novum.
	Ein Blick zurück in die Geschichte
	Am Ende des Dreißigjährigen Krieges wurde in Art. I, XVI und XVII des Teilfriedens zu Osnabrück (1648/ 49) eine allgemeine Amnestie verkündet, allerdings verbunden mit der Warnung, daß jeder künftige Friedensstörer der Strafe verfalle.� Ähnlich hielt man es in Art. 2 des Stockholmer Friedensvertrages zwischen Schweden und Preußen von 1720,� der nach der Erklärung einer wechselseitigen Amnestie mit den Worten schließt: "... das alles soll hiermit todt und ab seyn". Napoleon, der mit seinen Kriegen ganz Europa überzogen hatte, wurde 1815 zwar nach St. Helena im Südatlantik verbannt; ein Prozeß wegen der verheerenden Folgen seiner imperialistischen Politik für den europäischen Kontinent wurde ihm aber nicht gemacht.
	Noch das IV. Haager Übereinkommen von 1907 ging von der alleinigen völkerrechtlichen Verantwortlichkeit der Staaten als Völkerrechtssubjekte für Kriegsverbrechen aus; es begründete aber deren Verpflichtung, Kriegsverbrecher aus ihren eigenen Reihen zu bestrafen.�
	Erst mit Beendigung des 1. Weltkrieges ändert sich das Bild: Die Entente-Mächte verlangen die Auslieferung von 901 Deutschen zur Aburteilung wegen Kriegsverbrechen durch einen von fünf Staaten (USA, Großbritannien, Frankreich, Italien und Japan) zu bildenden besonderen Gerichtshof, der dem damals neu geschaffenen Völkerbund angegliedert werden sollte. Im Vertrag von Versailles vom 28.6.1919� wird der deutsche Kaiser Wilhelm II wegen "schwerster Verletzung des internationalen Sittengesetzes und der Heiligkeit der Verträge" unter öffentliche Anklage gestellt (Art. 227). Überdies wird in Art. 228 ff das Deutsche Reich verpflichtet, in die Bestrafung deutscher Kriegsverbrecher einzuwilligen und diese auszuliefern. So weit kommt es freilich nicht. Aufgrund Reichsgesetzen vom 18.12.1919� und vom 24.3.1920� werden 1744 Ermittlungsverfahren wegen Kriegsverbrechen eingeleitet. 13 Verfahren führen zur Anklage vor dem Reichsgericht in Leipzig. Die Zahl der Verurteilungen und der Freisprüche hält sich in etwa die Waage. Dieses Ergebnis, die durchweg geringen Strafen und deren laxer Vollzug führen zwar zu Protesten der Entente-Mächte. Dabei bleibt es aber.
	Erste Schritte zur Schaffung eines IMT während des 2. Weltkriegs
	Am 1.9.1939 greift Hitlers Wehrmacht Polen an. Der damit entfachte 2. Weltkrieg gewinnt mit dem überraschenden Überfall der deutschen Armeen, auf die bis dahin verbündete Sowjet-Union ("Unternehmen Barbarossa") am 22.6.1941 eine neue Dimension. Schon im Januar 1942 fordern die in London ansässigen Exilregierungen von neun europäischen Staaten, die bis dahin Hitlers Imperialismus zum Opfer gefallen waren, in der "Declaration of St. James" die gerichtliche Bestrafung der Kriegsverbrecher. Im Oktober 1942 bilden 17 Staaten (ohne die Sowjetunion, welche die Mitwirkung ablehnt, weil ihrem Antrag, mit jeder ihrer 16 Teilrepubliken vertreten zu sein, nicht stattgegeben worden war) die Kommission der Vereinten Nationen für die Nachprüfung von Kriegsverbrechen. Ihr kommt die Aufgabe zu, Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit weltweit und zeitnah zu dokumentieren. Angesichts der immensen Kriegsanstrengungen in den Jahren ab 1941 sind diese Bemühungen vorerst freilich eher marginal.
	Im Jahre 1943 taucht plötzlich die Forderung nach einer sofortigen Exekution von Kriegsverbrechern auf. Im Umfeld des US-Präsidenten Roosevelt wird ein solches Vorgehen zeitweilig unverhohlen favorisiert. Die Haltung Großbritanniens dazu ist zurückhaltend. Lord-Kanzler Simon wendet sich im Dezember 1943 sogar ausdrücklich gegen Massenvergeltungen:� "Wir dürfen trotz aller Versuchungen und Erschütterungen durch die Leiden anderer niemals versäumen, der Gerechtigkeit um ihrer selbst willen Genüge zu tun. Es dürfen keine Massenhinrichtungen von Namenlosen stattfinden, bloß weil Hinrichtungen von Massen auf der anderen Seite stattgefunden haben. Wir würden unseren eigenen Ruf gefährden und nicht zum Fortschritt der Menschheit beitragen, wenn das, was wir tun, nicht mit dem Begriff der Gerechtigkeit in Einklang stünde". In der Folgezeit wendet man sich auch in den USA von der Exekutionsidee wieder ab. Ende Oktober 1944 unterbreitet eine von US-Kriegsminister Stimson und General McCloy eingesetzte Studienkommission von Kriegsrechtlern den Plan, einen Internationalen Gerichtshof zu errichten, vor dem Anklage "wegen Führung eines aggressiven und unprovozierten Krieges unter Verletzung des Kelloggpaktes"� erhoben werden soll.
	Auf den Konferenzen von Teheran (29.11.1943) und Jalta (12.2.1945) finden die Großen Drei - Churchill, Roosevelt und Stalin - eine grundsätzliche Einigung dahin, daß Kriegsverbrechen im Rahmen gerichtlicher Verfahren geahndet werden sollen. Offen bleibt indes, welche Personen zu dem ersten Verfahren angeklagt werden, welche Straftaten (Tatbestände) ihnen angelastet werden und nach welcher Verfahrensordnung verhandelt werden soll.
	Konkretisiert werden alle bisherigen Bemühungen mit der Ernennung des US-Bundesrichters Robert H. Jackson zum Organisator eines Internationalen Militärtribunals (IMT) durch den US-Präsidenten Truman am 3.5.1945. Jackson reist sofort nach Europa und baut unmittelbar nach Kriegsende - 8.5.1945 - auf deutschem Boden eine schließlich mit über 1.000 Mitarbeitern besetzte Behörde auf. Gleichzeitig verhandelt er mit den Vertretern Großbritanniens und der Sowjetunion (später kommt auch Frankreich hinzu) über die Aufgaben und Funktionen des IMT. Die Gespräche gestalten sich schwierig, namentlich mit dem sowjetischen Delegationsleiter, Generalmajor Nikitschenko, der vieles immer erst mit der Moskauer Zentrale absprechen muß.� Doch im Sog der Ergebnisse der Potsdamer Konferenz (2.8.1945) einigt man sich schließlich im Londoner Viermächte-Abkommen über die Verfolgung von Kriegsverbrechen vom 8.8.1945 hinsichtlich der Tätigkeit des IMT. Das Statut für den Internationalen Gerichtshof legt in 30 Artikeln die vier Straftatbestände fest:
	· Beteiligung an einem Plan oder an einer Verschwörung gegen den Weltfrieden
	· Planung, Entfesselung und Durchführung eines Angriffskrieges
	· Kriegsverbrechen, also Verletzung der Gesetze und Gebräuche des Krieges (Ermordung und Mißhandlung von Kriegsgefangenen, Verschleppung von Zivilpersonen aus den besetzten Gebieten, Geiselerschießungen, Kunstraub, "verbrannte Erde" u.a.)
	· Verbrechen gegen die Menschlichkeit, also an der Zivilbevölkerung und deren Verfolgung aus rassischen, religiösen und politischen Gründen
	Was die Verfahrensordnung betrifft, orientiert man sich weitgehend am anglo-amerikanischen Strafprozeß. Das Gericht muß folglich nicht alle Zeugen selbst anhören, sondern kann auf Protokolle der Anklagebehörde über deren Vernehmung von Zeugen und Auskunftspersonen zurückgreifen. Ferner ist niedergelegt, daß der Gerichtshof "unerhebliches Material" als Beweisangebot zurückweisen darf. Diese Regelung sollte nicht nur der Beschleunigung des Verfahrens, sondern auch dem Zweck dienen, Absprachen unter den Angeklagten und etwaige Vorwürfe, auch die Alliierten hätten Kriegsverbrechen begangen ("tu quoque"), zu unterbinden. Das Argument, daß ein Angeklagter auf Befehl seines Vorgesetzten gehandelt habe, wird als Strafausschließungsgrund von vornherein ausgeschlossen, dies soll allenfalls strafmildernd berücksichtigt werden. Schließlich sieht Art. 4 des Statuts vor, daß der Gerichtshof alle Entscheidungen mit Stimmenmehrheit zu treffen habe, daß die Stimme des Vorsitzenden bei Stimmengleichheit den Ausschlag geben solle und daß für Verurteilung und Bestrafung eine Stimmenmehrheit von mindestens drei Mitgliedern erforderlich sei.
	Gericht und Anklagebehörde werden von den Regierungen der vier Mächte besetzt: Die Amerikaner entsenden Francis A. Biddle (bis Juni 1945 Justizminister) und John J. Parker (Bundesrichter) als Ergänzungsrichter. Die Sowjetunion nominiert den Vorsitzenden ihrer Verhandlungsdelegation Iola T Nikitschenko (Generalmajor und Vizepräsident des Obersten Gerichtshofs der UdSSR) und als Ergänzungsrichter das Mitglied eines sowjetischen Distriktgerichts Alexander E Wolchkow. Großbritanniens Mitglieder sind Geoffrey Lawrence (Mitglied eines court of appeal), der später von den Mitgliedern des Tribunals als dessen Vorsitzender gewählt werden wird, und der Richter am High Court Norman Birkett als Ergänzungsrichter. Frankreich bestimmt Henri de Vabres (Universitätsprofessor für Völkerrecht an der Sorbonne) und R. Falco (Mitglied eines Appellationsgerichts) als Ergänzungsrichter.
	In der Anklagebehörde stellt jede der vier Nationen einen "Hauptankläger". Die USA repräsentiert deren Organisator des IMT, Justice Robert H. Jackson. Die UdSSR ist durch General R. A. Rudenko, Großbritannien durch Generalstaatsanwalt Sir Hartley Shawcross und Frankreich durch Francois de Menthon vertreten.
	Auch über den Sitz des IMT erzielt man schließlich einen Kompromiß. Die Sowjet-Union hatte unnachgiebig das von ihr besetzte Berlin, die frühere Reichshauptstadt, als Gerichtssitz ausersehen. Jackson wollte Nürnberg in der US-Zone. Denn dort allein erschienen ihm die äußeren Voraussetzungen gegeben, die für eine reibungslose und rasche Durchführung des Verfahrens notwendig waren.� Die Einigung, die schließlich doch noch erzielt wurde, fand ihren Niederschlag im Londoner Statut: Berlin ist der ständige Sitz des Tribunals; das Verfahren beginnt dort; es wird in Nürnberg weitergeführt; der Gerichtshof entscheidet nach Abschluß des ersten Verfahrens, ob er die weiteren Tagungen in Nürnberg oder andernorts abhalten wird.�
	In Nürnberg beginnen unverzüglich die Vorbereitungen zur Umrüstung des Justizpalastes für Zwecke des IMT. Die deutschen Justizbehörden müssen am 10. August binnen weniger Stunden den gesamten Gebäudekomplex räumen. Die 1. US-Infanterie-Division organisiert den Umbau des Gebäudes, insbesondere des Schwurgerichtssaales, die Bereitstellung von Quartieren, das Heranschaffen von Belastungsmaterial aus deutschen Verwaltungsbeständen in Berlin, München u.a. und die Vorführung von Personen als Angeklagte und Zeugen. In der Frage, wieviele Personen für das erste Verfahren angeklagt werden sollen, ist man sich unter den Alliierten lange uneinig. Großbritannien bevorzugt eine geringe Zahl, fünf oder sechs, während die USA an 16 NS-Repräsentanten denken. Schließlich einigt man sich gar auf 24 Personen, die als Hauptkriegsverbrecher sich vor dem Tribunal der Siegermächte verantworten sollen.
	Die erstmalige Verwirklichung der Idee eines Internationalen Militärtribunals: Das Verfahren vor dem IMT vom 18. Oktober 1945 bis zum 1. Oktober 1946
	Wortreich, tiefschürfend oder demagogisch - je nach politischem Standort - kündigen die Berliner Zeitungen schon Anfang Oktober 1945 mittels umfangreicher Vorberichte das weltgeschichtliche Ereignis an, nämlich den Beginn des ersten Verfahrens vor dem IMT. Die Eröffnungssitzung findet am 18. Oktober 1945 im großen Sitzungssaal des ehemaligen Kammergerichtsgebäudes am Kleistpark statt, in dem noch vor Jahresfrist Freislers Volksgerichtshof gegen die Mitglieder der Verschwörung des 20. Juli 1944 verhandelt hatte. Schlagzeilen wie "Von den Völkern der Erde werden sie gerichtet" oder "Die Völker klagen an" beherrschen das Bild. Die Erwartungen, die an das Tribunal geknüpft werden, sind hoch: "Aus dem Weg der Geschichte wird das abscheulich Faschistische weggeräumt. Die Menschheit wird auf dem sicheren Weg neuer Siege der Kultur und der Zivilisation schreiten".
	Das Geschehen am 18.10.1945 ist indes eher ernüchternd. Dem Gericht, dessen Vorsitz der sowjetische Richter Nikitschenko innehat, werden die Anklageschriften vorgelegt. Nach 50 Minuten geht man wieder auseinander. Der Gerichtshof hat sich für den 20. November in Nürnberg vertagt. Die Angeklagten haben nun Gelegenheit, sich einen Verteidiger zu wählen und zu den gegen sie erhobenen Vorwürfen zu nehmen.
	Bevor das Gericht am 20. November in Nürnberg weiterverhandelt, wird dort der Schwurgerichtssaal (Nr. 600) umgebaut: Die Richterbank kommt an die Südseite des Saales vor die großen Saalfenster, die aus Sicherheitsgründen geschlossen werden. Den sonstigen Platz der Richter nehmen Dolmetscher ein, denn das gesamte Verfahren wird viersprachig geführt werden. In der Saalmitte werden die vier Angeklagedelegationen plaziert. Die Angeklagten finden beengt auf der Bankanlage vor dem Aufzug Platz, der in den Keller des Gebäudes führt, von wo aus über einen Tunnel die "hochkarätigen" Gefangenen unbehelligt von befürchteten Zugriffen in das Gefängnis gebracht werden können.� Vor den Angeklagten finden die Verteidiger ihren Platz. Der sonst den Zuhörern zugewiesene Raumteil bleibt jetzt der Presse vorbehalten. Die Westwand des Saales wird "hinausgerückt"; auf einer dort errichteten Stahlrohrtribüne ist Platz für die Zuhörer, die nur mit besonderer Genehmigung dem Verfahrensgang folgen können. �
	Noch im Vorfeld der Verhandlung stellt das Tribunal das Verfahren gegen den 75jährigen Gustav Krupp von Bohlen und Halbach wegen Verhandlungsunfähigkeit ein. Mit Krupp sollte ein Vertreter der deutschen Rüstungsindustrie vor Gericht stehen. Doch versehentlich war der Seniorchef angeklagt worden. Dem US-Ankläger Jackson ist der Wegfall des einzigen Repräsentanten der deutschen Industrie zuwider. Er will zur Vermeidung einer Verfahrensverzögerung kurzfristig und formlos Krupps Sohn Alfried in das Verfahren als Angeklagten einbeziehen. Doch der britische Ankläger Shawcross widersetzt sich diesem Vorhaben mit der Begründung, daß man vor einem Gerichtshof und nicht auf dem Sportfeld stehe, wo man einen erkrankten Spieler einfach auswechseln kann. Und das Tribunal entscheidet gegen Jackson.
	Der Verfahrensverlauf ab dem 20. November 1945� erscheint im Nachhinein betrachtet wenig systematisch: Beweisaufnahmen über unterschiedliche Themen wechseln mit Zwischenplädoyers ab. Vorlagen von Dokumenten, die meist erbeuteten deutschen Aktenbeständen entnommen sind, werden ergänzt durch Zeugenaussagen, Filmvorführungen und die Darstellung von Organisationsstrukturen. Bedingt ist dieser modus procedendi durch den Umstand, daß gewissermaßen erst prozeßbegleitend entscheidungserhebliches Material herbeigeschafft werden kann. Zeugen, welche von der Anklage zunächst außerhalb des Verfahrens angehört werden - es sind Tausende -, stehen erst im Lauf der Zeit zur Verfügung.
	Zuerst folgt auf die Anhörung der Angeklagten, die sich allesamt als "nichtschuldig" bezeichnen, die Eröffnungsrede Jacksons, der durchaus einräumt, daß die Hauptverhandlung nicht bis in alle Einzelheiten vorbereitet ist. Er begründet dieses Manko mit dem Gebot der Stunde, möglichst zeitnah über die den Angeklagten angelasteten Vorwürfe zu richten. Dabei stellt er das novum eines Internationalen Gerichtshofes in der Geschichte der Völker klar heraus: "Daß vier große Nationen, erfüllt von ihrem Siege und schmerzlich gepeinigt von dem geschehenen Unrecht, nicht Rache üben, sondern ihre gefangenen Feinde freiwillig dem Richtspruch des Gesetzes übergeben, ist eines der bedeutsamsten Zugeständnisse, das die Macht jemals der Vernunft eingeräumt hat".
	Die juristische Basis des IMT ("Nürnberg als Rechtsfrage")
	An diesem Punkt der tour d'horizon durch den Verfahrensverlauf erscheint es angezeigt, die inmitten stehenden Rechtsprobleme wenigstens knapp anzusprechen:�
	1. Der Vorwurf steht nach wie vor im Raum, das Tribunal sei von den Alliierten, also den Kriegsgegnern Deutschlands, initiiert worden und deshalb nicht als unabhängiges Gericht anzusehen. Fraglos hatten die USA organisatorisch und inhaltlich das Gesamtkonzept für das IMT entworfen und auch das Verfahren selbst auf den Weg gebracht. Da lag es auf der Hand, daß sie - neben den Vertretern anderer Staaten auch die Position eines Richters übernehmen wollten. Zwar ist mit der Besetzung der Richterbank durch die Siegermächte das Postulat der Unparteilichkeit berührt. Indes ist es unter völkerrechtlichen Gesichtspunkten unbedenklich, daß Sieger über gefangene Größen einer feindlichen kriegführenden Macht zu Gericht sitzen. Der Philosoph Jaspers greift noch weiter:� "Der Prozeß ist das Ergebnis der Tatsache, daß nicht wir uns von dem verbrecherischen Regime befreit haben, sondern daß wir durch die Alliierten von ihm befreit worden sind". Der Historiker Golo Mann zieht - zwanzig Jahre später - etwas nüchterner die Folgerung:� "Sieger-Justiz ohne Zweifel und dadurch beeinträchtigt, daß nach den 'Kriegsverbrechen' der Sieger niemand fragen durfte; aber wer sonst hätte den Prozeß führen sollen?"
	2. Nicht unangefochten ist auch die Besetzung der Richterbank, und zwar unter dem Gesichtspunkt der Gewaltenteilung, die in allen Rechtsordnungen gleichermaßen ein Grundprinzip des Rechtsstaates ist und die zudem auch im angelsächsischen Kultur- und Rechtskreis wurzelt (John Locke 1690). Die Sowjetunion und Frankreich hatten je ein Mitglied ihrer Verhandlungsdelegation - Nikitschenko bzw. Falco zu Richtern bestellt. Beide hatten an der Ausarbeitung des Londoner Statuts und des Kontrollratsgesetzes Nr. 10 mitgewirkt, waren somit legislatorisch tätig gewesen. Beim IMT selbst kam ihnen dann judikative Funktion zu, - oder überspitzt formuliert: Sie hatten zuerst die Straftatbestände und die Verfahrensordnung fixiert und hatten dann zu beurteilen, ob die ihnen schon vorher bekannten Angeklagten gegen die von ihnen normierten Tatbestände verstoßen haben. Die USA hatten zwar den "Motor" des Ganzen - Jackson - mit der Führung ihrer Anklagedelegation betraut. Doch der von ihnen bestellte Richter - Biddle - hatte zuvor als Justizminister Roosevelts das für die Institution IMT grundlegende Memorandum zur Kriegsverbrecherfrage ausgearbeitet, das Gesprächsgegenstand auf der Konferenz von Jalta im Februar 1945 zwischen Churchill, Roosevelt und Stalin gewesen war.
	3. Eine wesentliche Rechtsfrage während des Verfahrens und hernach war die der Einhaltung des Grundsatzes "nullum crimen, nulla poena sine lege". Denn die Straftatbestände, an denen die Handlungen der Angeklagten gemessen wurden, waren erst in dem Londoner Statut vom 8. August 1945 niedergelegt worden. Wenn auch das Kriegsrecht schon früher kodifiziert war, so fehlte dies jedenfalls für den Tatbestand der Verschwörung gegen den Weltfrieden (conspiracy). Die Strafbarkeit des Angriffskrieges ist trotz des Briand-Kellogg-Paktes von 1928 auch heutzutage nicht eindeutig. Die Beurteilung dieser Frage darf allerdings nicht (nur) am deutschen oder am kontinentalen Recht ausgerichtet werden. Denn das Londoner Statut wurzelt im angelsächsischen Rechtskreis. Zwar kennt dieser das Verbot des Ex-post-facto-Gesetzes. Doch dieses ist mehr Postulat als Grundsatz. Denn im angelsächsischen Raum ist die Rechtsgestaltung mehr der Rechtsprechung (case law) denn der Legislative überlassen. Das Verbot des Ex-post-facto-Gesetzes ist in der Rechtspraxis mehr ein Gebot des fair play und wird damit disponibel.
	Der Gerichtshof selbst war der Auffassung, daß dem Londoner Statut keine rückwirkende Bedeutung zukomme, sondern daß darin nur all das kodifiziert werde, was zuvor schon Bestandteil des Völkerrechts gewesen sei.� In der späteren Diskussion wird ergänzend ins Feld geführt, daß das Verbot des Ex-post-facto-Gesetzes Ungerechtigkeiten verhindern solle; da das Verfahren zur Aburteilung der Kriegsverbrecher im Kern keine Ungerechtigkeit gewesen sei, werde auch dieses Prinzip nicht verletzt.�
	4. Weiten Raum nimmt während des Verfahrens die Problematik der personalen Verantwortlichkeit der Größen des NS-Regimes vor dem Völkerrecht ein. Bis zum 1. Weltkrieg galt der Grundsatz, daß das Völkerrecht, ein System von Normen, welche die Beziehungen der Staaten untereinander regeln, sich nicht auf Einzelpersonen erstreckt, so daß die in völkerrechtlichen Verträgen normierten Sanktionen sich nur gegen Staaten wenden. Der Versailler Friedensvertrag von 1919 legte zwar eine Verantwortlichkeit des deutschen Kaisers Wilhelm II wegen Völkerrechtsverletzung - Beginn eines Angriffskrieges - fest. Doch in der Völkerrechtslehre hielt man im wesentlichen an der Meinung fest, daß Völkerrechtssubjekte und damit verantwortlich vor dem Völkerrecht nur die Staaten selbst seien. Das Nürnberger Verfahren ist geprägt von der Auffassung der Doppelzurechnung: Für die in der Anklage aufgeführten Untaten haftet neben dem Völkerrechtssubjekt Deutschland auch der einzelne, und zwar nicht nur nach Landesrecht, das z.B. Mord, Plünderung u.a. unter Strafe stellt, sondern auch unter völkerrechtlichen Gesichtspunkten. Dies postuliert der US-Hauptankläger Jackson wiederholt in seinen Plädoyers: " In Deutschland selbst legte Art. 4 der Weimarer Verfassung fest, daß allgemein anerkannte Regeln des Völkerrechts als wesentlicher Bestandteil des deutschen Reichsrechts zu gelten haben. Welch andere Bedeutung kann alles dies im Ergebnis haben, als daß Regeln des Völkerrechts auch für Einzelpersonen bindend sind? Sollen wir von diesem Grundsatz nur deswegen abweichen, weil wir es mit dem schwersten aller Verbrechen zu tun haben ... gegen den Frieden der Völker und ... gegen die Menschlichkeit?".� Oder: "Das Prinzip der Souveränität des Staates, das die Taten dieser Menschen decken soll, erscheint nur als Maske. Wenn man die Maske fortnimmt, erscheint die Verantwortung des Menschen wieder".�
	5. Das nach früheren kriegerischen Auseinandersetzungen stets berücksichtigte völkerrechtliche Prinzip des "tu quoque" (Sinngemäße Übersetzung: "Du doch auch"), das in wechselseitigen Amnestieklauseln seinen Niederschlag gefunden hatte, galt im Nürnberger Verfahren überhaupt nicht. Denn Art. 18 des Londoner Statuts sah nur eine "Verhandlung der durch die Anklage gemachten Punkte" vor.
	6. Die Angeklagten durften sich zwar nach freier Wahl ihre - deutschen - Verteidiger suchen, deren etwaige bloße NSDAP-Mitgliedschaft einem Auftreten vor Gericht nicht entgegenstand. Doch entschied der Gerichtshof gemäß Art. 24 des Statuts frei über die Zulassung von Beweismitteln. Art. 18 gebot ferner, "den Prozeß auf eine beschleunigte Verhandlung zu ... (zu) beschränken". Art. 19 entband den Gerichtshof von der Pflicht, sich an irgendwelche Beweisregeln zu halten.
	7. Schließlich normierte Art. 8 des Statuts, daß "Handeln auf Befehl" nicht als Strafausschließungsgrund, sondern allenfalls als Schuldmilderungsgrund zu berücksichtigen sei. An diesem Punkt tritt das Dilemma zutage, das man jetzt mit der sog. Radbruch’schen Formel als Antwort auf das Argument: "Was gestern Recht war, kann heute nicht Unrecht sein" zu lösen versucht. Radbruch,� der dem positiven, durch Satzung und Macht gesicherten Recht durchaus auch dann den Vorrang einräumt, wenn es inhaltlich ungerecht und unzweckmäßig ist, verneint die Bindung an das gesetzte Recht und an den Befehl, wenn "der Widerspruch des Gesetzes zur Gerechtigkeit ein so unerträgliches Maß erreicht, daß das Gesetz als 'unrichtiges Recht' der Gerechtigkeit zu weichen hat".�
	Der weitere Verfahrensverlauf bis zur Urteilsverkündung
	Nach den Eröffnungsplädoyers bildet die Vorführung eines Dokumentarfilmes über KZ-Greuel, in den auch deutsches Archivmaterial eingearbeitet ist, den Auftakt der Beweisaufnahme. Die Bilder, die er zeigt, sind selbst den Angeklagten "zuviel". Lediglich Heß meint: "Das glaube ich nicht". Die Anhörung der Angeklagten offenbart schonungslos, daß es eine in sich geschlossene, disziplinierte Hierarchie unter den NS-Größen nicht gab. Nicht wenige beschuldigen sich auch gegenseitig und zerstreuen so die bis dahin weit verbreitete Vorstellung von einer einheitlichen Führung des nationalsozialistischen Deutschland. Dem Londoner Statut folgend müssen nicht alle in Betracht kommenden Zeugen vor dem Gerichtshof selbst aussagen. Nur so ist zu erreichen, daß das gesamte Geschehen zwischen 1933 und 1945, das soviel Unheil über ganz Europa gebracht hatte, in einem knappen Jahr vor dem Gerichtshof ausgebreitet werden und zur Entscheidung gestellt werden kann.
	So werden an 218 Verhandlungstagen insgesamt 236 Zeugen persönlich vom Gerichtshof gehört und ergänzend dazu rund 200.000 Affidavits (eidesstattliche Versicherungen) und schier unzählige Dokumente, teils deutscher, teils alliierter Herkunft, vorgelegt. Doch dieser äußere Ablauf ist nur die eine Seite der Medaille. Die Verteidigung, die anfangs einige Mühe hat, mit der ihr ungewohnten Prozeßordnung - Duell zwischen Anklägern und Verteidigern - zurecht zu kommen, gewinnt mit der Zeit an "Terrain". Sie kann sogar die Anschuldigung zerstreuen, die deutsche Wehrmacht habe das Katyn-Massaker begangen. Auch kommt - sehr zum Mißfallen der Sowjets - wenigstens andeutungsweise die Komplizenschaft Stalins und Hitlers, dieser verbrecherische Pas de deux zur Sprache, der am Vorabend des 2. Weltkrieges mit dem Abschluß des Nichtangriffspaktes samt Geheimabkommen vom 23.8.1939 begann und in der Aufteilung Polens und des Baltikums zwischen Deutschland und der Sowjetunion eine bis heute wirkende Konkretisierung fand.
	Mit diesen und vielen anderen Problemen, hauptsächlich aber mit der Erörterung unsäglicher Greueltaten, die den Angeklagten zur Last liegen, zieht sich die Hauptverhandlung bis Ende August 1946 hin. Die Weltpresse nimmt daran zeitweise, vor allem bei der Vernehmung spektakulärer Zeugen oder der prominenten Angeklagten, regen Anteil. Streckenweise findet der Prozeß indes wenig Interesse, da die Fülle dessen, was an Gewalt und Scheußlichkeiten zur Sprache kommt, auch abstumpft. Und die deutsche Bevölkerung? Sie erfährt, da der Prozeß nur vor besonders zugelassenen Zuhörern stattfindet, aus der nur mehrmals wöchentlich erscheinenden Presse und über den Rundfunk von dem, was sich im Nürnberger Justizpalast ereignet. Im ersten Nachkriegswinter hatten freilich weite Kreise der Bevölkerung Deutschlands andere Sorgen: Wohnraum, Kleidung und Nahrung waren knapp; fast 10 Millionen Flüchtlinge mußten im zerstörten Reichsgebiet untergebracht werden. Der Prozeß war für die meisten Bürger eine Angelegenheit der Alliierten.
	Der Urteilsspruch vom 30.September/1.Oktober1946 wird dementsprechend unterschiedlich aufgenommen. Nicht wenige hatten ausnahmslos Todesurteile erwartet, wie sie einem "Tribunal der Sieger" gut zu Gesicht gestanden hätten. Die einen begrüßten die an der individuellen Schuld ausgerichtete Bestrafung der Angeklagten, andere wollten gegen alle drakonische Strafen. In der sowjetischen Besatzungszone gibt es - von der SED arrangiert - sogar offizielle Protestdemonstrationen gegen die für zu milde gehaltenen Urteile: 12 Todesurteile, drei lebenslängliche und vier zeitliche Freiheitsstrafen sowie drei Freisprüche. Daneben werden vier Organisationen für verbrecherisch erklärt: SS, SD, Gestapo und das Führerkorps der NSDAP. Sogar seitens des Gerichts gibt es eine "dissenting opinion": Das sowjetische Mitglied Nikitschenko erklärt in der Nachmittagssitzung des 1.10.1946 zu Protokoll, daß er die drei Freisprüche und das (nur) Lebenslänglich für Heß nicht für gerechtfertigt halte; auch hätten das Reichskabinett, der Generalstab und das Oberkommando der Wehrmacht für verbrecherisch erklärt werden müssen. Sodann, um 15.37 Uhr, verkündet der Vorsitzende Lordrichter Lawrence, daß das Gericht sich vertage. Dabei bleibt es. Denn zu einem weiteren Verfahren vor einer international besetzten Richterbank kommt es - entgegen der ursprünglichen Planung - nicht mehr. Der "Kalte Krieg" beginnt. Die zwölf Nürnberger Folgeprozesse gegen Industrielle, Militärs, Mediziner, Juristen, Angehörige von Reichsministerien u.a. finden vor amerikanischen Militärgerichten in Nürnberg - bis April 1949 - statt. Ähnliche Verfahren werden in der französischen Besatzungszone in Rastatt, in der britischen Besatzungszone in Lüneburg und - in noch nicht abschließend geklärtem Umfang - in der sowjetischen Zone durchgeführt.
	Die Verteidiger der Verurteilten - ausgenommen Speer, der das Urteil nicht als ungerecht empfindet - reichen beim Alliierten Kontrollrat in Berlin Gnadengesuche ein, die indes erfolglos bleiben.
	In den frühen Morgenstunden des 16.10.1946 werden in der kleinen Turnhalle der Gefängnisses� zehn der zwölf Todesurteile vollstreckt.� Die Leichen der Hingerichteten werden anschließend sofort nach München gebracht und dort im Krematorium des Ostfriedhofs verbrannt. Die Asche der Verbrannten wird sodann in einen Nebenbach der Isar ausgestreut.
	Bis zum 18.7.1947 bleiben die sieben zu Freiheitsstrafen Verurteilten in Nürnberg. Erst dann werden sie in die Strafanstalt Berlin-Spandau eingeliefert, die - allgemein als Alliiertes Kriegsverbrechergefängnis bekannt - dem Alliierten Kontrollrat untersteht.In der Bewachung wechseln sich dort bis 1987 die Großmächte in monatlichem Turnus ab.
	Als erster der sieben Gefangenen wird am 4.11.1954 von Neurath wegen Krankheit entlassen; er stirbt 1956. Ebenfalls wegen Krankheit endet für Raeder am 26.9.1955 die Haft; er stirbt 1960. Dönitz wird nach voller Verbüßung der Strafe am 1.10.1956 entlassen; er stirbt 1980. Am 16.5.1957 folgt die Entlassung Funks, der 1960 stirbt. Nach Verbüßung ihrer zwanzigjährigen Freiheitsstrafe werden am 1.10.1966 Speer und von Schirach entlassen; beide schreiben dann Bücher über ihr Leben; von Schirach stirbt 1974, Speer 1981. Heß verbleibt seit dem Herbst 1966 als einziger Häftling in Spandau. Er ist 93 Jahre alt, als er im August 1987 Selbstmord begeht.
	Was blieb von Nürnberg?
	Schon im Stadium der Vorbereitung, mehr aber noch während des Verfahrens wurden die unterschiedlichen Motive deutlich, die seitens der Alliierten dem Verfahren gegen die Hauptkriegsverbrecher zugrundelagen. Da ist auf der einen Seite die Stellung der Sowjets, bei denen - wie schon in den Jahren vor dem 2. Weltkrieg - Schauprozesse zur politischen Praxis gehören und deren erklärtes Ziel die Hinrichtung aller Angeklagten ist.� Die USA haben neben der Bestrafung der Angeklagten auch die Weiterentwicklung des Völkerrechts und die Friedenssicherung vor Augen. Diesem Zweck diente insbesondere die dem kontinentaleuropäischen Recht fremde Statuierung des Straftatbestandes 1 im Londoner Statut: Teilnahme an einem Plan einer Verschwörung zu einem Verbrechen gegen den Frieden (conspiracy). Dementsprechend hoch waren auch die Zukunftserwartungen, die man hegte. Stellvertretend für viele Stimmen soll die Vision Radbruchs stehen:� "Die zweite Wirkung des Nürnberger Verfahrens ist der Zukunft vorbehalten. Manche juristische Bedenken, welche gegen die Rechtsgrundlagen dieses Verfahrens vorgebracht worden sind, müssen zurücktreten hinter dem großartigen Rechtsfortschritt, der sich in Nürnberg ankündigt. Die doppelte Fortbildung des Völkerrechts ist dort im Werden: Das Völkerrecht soll zu einer Rechtsordnung werden, die nicht nur die Staaten verpflichtet, vielmehr auch die Staatsmänner und die Staatsbürger; und dieses auch die Einzelnen verpflichtende Völkerrecht soll durch ein neu zu schaffendes Völkerstrafrecht gewährleistet werden. Fortan wird auch der Mann der Feder, der nur befiehlt und die eigenen Hände nicht mit Schmutz oder Blut besudelt, mit seiner Person haften für das, was unter seinem Banne andere ausgeführt haben. Wo bei Staatsmännern das Gewissen nicht mehr spricht, wird in Zukunft vielleicht die Drohung der Strafe eine wirksamere Sprache führen. Ob dieser Fortschritt in Nürnberg sich wirklich vollzogen haben wird, kann freilich erst eine Zukunft lehren, in der nicht nur der Besiegte vor einem Gericht der Sieger, sondern bei gleicher Schuld auch Mächtige unter dem Richtspruch der doch noch mächtigeren Gesamtheit der Nationen sich werden verantworten müssen".
	Die Geschehnisse in der Weltgeschichte seither geben zu Euphorie und Optimismus keinen Anlaß. Soll man deshalb sagen, daß "Nürnberg" unnötig und vergeblich gewesen sei?
	Es bleibt doch einiges: Neben der - nach allgemeiner Auffassung - verdienten Bestrafung der Hauptkriegsverbrecher, die in ihrer Differenziertheit auch ein Zeichen für die Berücksichtigung individueller Schuld ist, kommt dem geschehensnahen Aufarbeiten des NS-Regimes und seines Wütens in ganz Europa im Rahmen der Beweiserhebung vor dem Internationalen Militärtribunal besonderer Wert zu. Dieses Anliegen hatte auch der stellvertretende US-Ankläger Telford Taylor im Blick, wenn er in seinem Schlußplädoyer am 30.8.1946 hervorhebt: "Wir können hier nicht die Geschichte korrigieren, aber wir können danach trachten, daß sie wahrheitsgemäß geschrieben wird".� Schließlich mag das Richten des Tribunals als Appell in dem Sinne verstanden sein, wie ihn Churchill während des Krieges anläßlich einer Unterhausrede am 8.9.1942 formulierte: "... Zur unaustilgbaren Warnung für kommende Zeiten, damit spätere Generationen sagen können: So enden alle, die Gleiches wieder tun."�
	Die vier Anklagepunkte
	1. Beteiligung an einem Plan oder an einer Verschwörung gegen den Weltfrieden
	2. Planung, Entfesselung und Durchführung eines Angriffskrieges
	3. Kriegsverbrechen, also Verletzung der Gesetze und Gebräuche des Krieges (Ermordung und Mißhandlung von Kriegsgefangenen, Verschleppung von Zivilpersonen aus den besetzten Gebieten, Geiselerschießungen, Kunstraub, "verbrannte Erde" u.a.)
	4. Verbrechen gegen die Menschlichkeit, also an der Zivilbevölkerung und deren Verfolgung aus rassischen, religiösen und politischen Gründen.
	Die Angeklagten
	Bormann, Martin
	geb. 1900. Landwirt. Seit 1933 Stabsleiter bei Rudolf Heß; während des 2. Weltkrieges engster Mitarbeiter Hitlers im Führerhauptquartier. Sein Schicksal war bei Kriegsende ungewiss (inzwischen dürfte erwiesen sein, dass er - wohl schon Anfang Mai 1945 - in Berlin ums Leben gekommen war). Angeklagt in Abwesenheit wegen 1, 3 und 4; verurteilt wegen 3 und 4 zum Tod.
	Dönitz, Karl
	geb. 1891. Großadmiral. Er bildete nach Hitlers Tod am 2. 5. 1945 eine "Geschäftsführende Reichsregierung". Angeklagt wegen 1, 2 und 3; verurteilt wegen 2 und 3 zu 10 Jahren Haft. Entlassen 1956. Gestorben 1980.
	Frank, Hans
	geb. 1900. Rechtsanwalt. Seit 1939 Generalgouverneur in Polen. Angeklagt wegen 1, 3 und 4; verurteilt wegen 3 und 4 zum Tod.
	Frick, Wilhelm
	geb. 1877. Reichsinnenminister. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt wegen 2, 3 und 4 zum Tod.
	Fritzsche, Hans
	geb. 1900. Journalist. Seit Mai 1933 Leiter des Nachrichtenwesens in der Presseabteilung des Propagandaministeriums. Gewissermaßen Ersatzangeklagter an Stelle von Goebbels, der Selbstmord begangen hatte. Angeklagt wegen 1, 3 und 4; Freispruch. Sodann im Entnazifizierungsverfahren zu 9 Jahren Arbeitslager verurteilt. Entlassen im Herbst 1950, Gestorben 1953.
	Funk, Walter
	geb. 1890. Wirtschaftsjournalist. Reichswirtschaftsminister und ab 1939 Präsident der Deutschen Reichsbank. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt wegen 2, 3 und 4 zu lebenslanger Haft.1957 wegen Krankheit entlassen. Gestorben 1960.
	Göring, Hermann
	geb. 1893. Schuf als preußischer Innenminister das "Geheime Staatspolizeiamt", das sich später zur Geheimen Staatspolizei (GeStaPo) entwickelte. Mobilisierte ab 1936 die Wirtschaftskräfte des Reiches für die Wiederaufrüstung. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt wegen 1, 2, 3 und 4 zum Tod. Beging am Vorabend der Hinrichtung Selbstmord durch Einnahme von Zyankali. Die Herkunft der Giftkapsel ist nicht eindeutig geklärt.
	Heß, Rudolf
	geb. 1894. Seit 1933 Hitlers Stellvertreter in der NSDAP. Flog in nicht geklärter Mission am 10. Mai 1941 nach Schottland. Wurde dort interniert. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt wegen 1 und 2 zu lebenslanger Haft. Beging im Alliierten Kriegsverbrechergefängnis in Berlin-Spandau 1987 Selbstmord.
	Jodl, Alfred
	geb. 1890. Generaloberst. Chef des Wehrmachtführungsamtes und Berater Hitlers in strategischen und operativen Angelegenheiten. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt wegen 1, 2, 3 und 4 zum Tod.
	Kaltenbrunner, Ernst
	geb. 1903. Rechtsanwalt. Chef der Sicherheitspolizei und des Reichssicherheitshauptamtes. Angeklagt wegen 1, 3 und 4; verurteilt wegen 3 und 4 zum Tod.
	Keitel, Wilhelm
	geb. 1882. Chef des Oberkommandos der Wehrmacht. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt wegen 1, 2, 3 und 4 zum Tod.
	Krupp von Bohlen und Halbach, Gustav
	geb. 1870. Angeklagt als Repräsentant der Deutschen Schwer- und Rüstungsindustrie wegen 1, 2, 3 und 4. Im Hinblick auf eine durch einen Verkehrsunfall im Jahre 1944 verursachte Verfahrensunfähigkeit wurde das Verfahren gegen ihn 1945 eingestellt. Gestorben 1950. Der sog. Krupp-Prozess fand 1948 vor einem US-Militärgericht in Nürnberg statt. Krupps Sohn Alfried wurde dabei zu 12 Jahren Haft und Einziehung des Gesamtvermögens verurteilt.
	Ley, Robert
	geb. 1890. Chemiker. Beseitigte im Jahre 1933 die freien Gewerkschaften und führte seither - streng ideologisch ausgerichtet - die Deutsche Arbeitsfront. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4. Beging im Nürnberger Gefängnis am 26.10.1945 Selbstmord.
	Neurath, Konstantin von
	geb. 1873. Seit 1908 im diplomatischen Dienst. Von März 1939 bis 1943 (ab 1941 beurlaubt) Reichsprotektor von Böhmen und Mähren. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt wegen 1, 2, 3 und 4 zu 15 Jahren Haft. 1954 wegen Krankheit entlassen. Gestorben 1956.
	Papen, Franz von
	geb. 1879. Vizekanzler im ersten Kabinett Hitlers 1933. Später Botschafter in Wien und Ankara. Angeklagt wegen 1 und 2. Freigesprochen. Im anschließenden Entnazifizierungsverfahren zu 8 Jahren Arbeitslager verurteilt. 1949 entlassen. Gestorben 1969.
	Raeder, Erich
	geb. 1876. Seit 1943 Oberbefehlshaber der Kriegsmarine. Angeklagt wegen 1, 2 und 3; verurteilt wegen 1, 2 und 3 zu lebenslanger Haft. 1955 wegen Krankheit entlassen. Gestorben 1960.
	Ribbentrop, Joachim von
	geb. 1893. Kaufmann. 1938 - 1945 Reichsaußenminister. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt wegen 1, 2, 3 und 4 zum Tod.
	Rosenberg, Alfred
	geb. 1893. Seit 1941 Reichsminister für die besetzten Ostgebiete. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt wegen 1, 2, 3 und 4 zum Tod.
	Sauckel, Fritz
	geb. 1894. Seit 1942 Generalbevollmächtigter Hitlers "für den Arbeitseinsatz" und als solcher verantwortlich für die Zwangsarbeit von über 5 Millionen Männern und Frauen aus allen besetzten Gebieten Europas in Deutschland. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4;
	verurteilt wegen 3 und 4 zum Tod.
	Schacht, Horace Greely Hjalmar
	geb. 1877. Bankier. Präsident der Reichsbank und Wirtschaftsminister. Seit 1944 im KZ Flossenbürg. Angeklagt wegen 1 und 2; freigesprochen. Von deutschen Behörden inhaftiert bis 1948. Gestorben 1970.
	Schirach, Baldur von
	geb. 1907. Reichsjugendführer und (ab 1940) Gauleiter von Wien. Angeklagt wegen 1 und 4; verurteilt wegen 4 zu 20 Jahren Haft. 1966 entlassen. Gestorben 1974.
	Seyß-Inquart, Arthur
	geb. 1892. Rechtsanwalt. 1940-1945 "Reichskommissar für die besetzten niederländischen Gebiete". Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt wegen 2, 3 und 4 zum Tod.
	Speer, Albert
	geb. 1905. Architekt. Seit 1937 Generalbauinspekteur für Berlin. 1942-1945 Reichsminister für Bewaffnung und Munition. Angeklagt wegen 1, 2, 3 und 4; verurteilt wegen 3 und 4 zu 20 Jahren Haft. 1966 entlassen. Gestorben 1981.
	Streicher, Julius
	geb. 1885. Volksschullehrer. Als publizistisches Organ der von ihm betriebenen Judenhetze gründete er 1923 das Wochenblatt "Der Stürmer", dessen Eigentümer und Herausgeber er bis 1945 auch nach seiner Absetzung als Gauleiter von Franken im Jahr 1940 blieb. Angeklagt wegen 1 und 4; verurteilt wegen 4 zum Tod.
	Fußnoten

